
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Dr. Ewa Ernst-Dziedzic, Michel Reimon , Dr. Reinhold Lopatka, Dr. 
Gudrun Kugler, Dr. Helmut Brandstätter, MMMag. Dr. Axel Kassegger 

Kolleginnen und Kollegen 

betreffend die politische und menschenrechtliche Situation in Hongkong 

eingebracht im Zuge der Debatte zu TOP 30 Bericht des Außenpolitischen 
Ausschusses über den Antrag 529/A(E) der Abgeordneten Dr. Reinhold Lopatka, Dr. 
Ewa Ernst-Dziedzic, Kolleginnen und Kollegen betreffend die aktuelle politische und 
menschenrechtliche Situation in Venezuela (303 d.B.) 

BEGRÜNDUNG 

Ungeachtet internationaler Kritik erließ der chinesische Volkskongress am 28.Mai 
2020 nach strenger Geheimhaltung das sogenannte "Sicherheitsgesetz" für die 
Sonderverwaltungszone in Hongkong, das am 1.Juli in Kraft trat. Damit ermächtigte 
sich die Pekinger Zentralregierung in Umgehung des Hongkonger Parlaments gegen 
Aktivitäten in Hongkong vorzugehen, die sie als subversiv, separatistisch, terroristisch 
oder als Konspiration mit ausländischen Akteuren ansieht. In den folgenden Tagen 
kam es bereits zu ersten Verhaftungen. Lehrmaterialen, die gegen das neue Gesetz 
verstoßen, sollen Medienberichten zu folge bereits entfernt worden sein; ebenso 
wurden in mehreren Bibliotheken Bücher aussortiert. 

Das neue Sicherheitsgesetz greift massiv in Hongkongs Autonomierechte, die in der 
chinesisch-britischen Gemeinsamen Erklärung von 1984 und dem Basic Law of the 
Hong Kong Special Administrative Region (HKSAR) von 1990 vorgesehen sind, ein. 
In der Gemeinsamen Erklärung verpflichtete sich die chinesische Regierung , mit der 
Übernahme Hongkongs im Juli 1997, die ehemalige Kronkolonie entsprechend dem 
Grundsatz "Ein Land , zwei Systeme" fünfzig Jahre nach der Übergabe als 
Sonderverwaltungszone zu behandeln. Der Autonomiestatus umfasst unter anderem 
das Recht auf demokratische und wirtschaftliche Selbstverwaltung sowie die Achtung 
der Menschenrechte, darunter die Unabhängigkeit der Justiz, Meinungs- und 
Versammlungsfreiheit. In diesem Sinne ist Hongkong auch Vertragspartei des 
Internationalen Pakts für bürgerliche und politische Rechte (ICCPR). 

Die Achtung der Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte, sowie die damit 
verbundene bzw. daraus resultierende Rechtssicherheit, bilden auch die Grundlage 
für Hongkong als internationaler Finanz- und Wirtschaftsstandort. 

Seit längerem wird deutlich, dass die chinesische Zentralregierung zunehmend den 
Grundsatz "Ein Land , zwei Systeme" auszuhöhlen versucht. Bereits seit Monaten 
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demonstrieren Hunderttausende in der ehemaligen britischen Kronkolonie gegen die 
zunehmende Einflussnahme der Volksrepublik. Sie fordern unter anderem freie 
Wahlen und demonstrieren gegen Polizeibrutalität. Die während der Corona­
Pandemie abgeflachten Proteste gewinnen momentan wieder an Momentum, wobei 
die chinesischen Repressionen ebenfalls zunehmen. 

So sollen auf Grundlage des neuen Sicherheitsgesetzes Auslieferungen von 
Verdächtigen nach Festlandchina und lebenslange Haft als Höchststrafe möglich sein. 
Die Auflösung der prodemokratischen Partei Demosisto als eine der ersten Reaktionen 
auf das Sicherheitsgesetz, verdeutlicht die Angst der Anhängerinnen und Anhänger 
der Demokratiebewegung vor Strafverfolgung. 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 
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Der Nationalrat wolle beschließen: 

"Der Bundesminister für europäische und internationale Angelegenheiten , wird 
ersucht, 

den einseitigen Erlass des Sicherheitsgesetzes als Verstoß gegen 
Hongkongs Autonomie und Verletzung von Grund- und Freiheitsrechten zu 
verurteilen ; 
sich dafür einzusetzen , dass die EU mit geeinter Stimme die Regierung in 
Peking eindringlich dazu auffordert, die chinesisch-britische Gemeinsame 
Erklärung zu Hongkong, das Basic Law of the Hong Kong Special 
Administrative Region (HKSAR) von 1990 und den Grundsatz "Ein Land , 
zwei Systeme" vollumfänglich zu achten; 
sich auf bi- und multilateraler Ebene dafür einzusetzen , dass im September 
2020 freie und faire Wahlen des Legislativrats in Hongkong ohne 
Einmischung der Volksrepublik China sichergestellt werden können ; 
sich auf bilateraler und EU-Ebene aktiv für den Schutz der Hongkonger 
Demokratieaktivistinnen und -Aktivisten einzusetzen 
sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass die EU-China Beziehungen 
verstärkt an den gemeinsamen EU-Werten und demokratischen 
Grundfreiheiten ausgerichtet werden ; 
sich auf EU-Ebene dafür einzusetzen, dass bei den anstehenden EU­
China-Treffen das Sicherheitsgesetz als auch die Situation der Uiguren 
thematisiert werden; 
die Bemühungen der EU, den Schutz und die Förderung von 
Menschenrecht im auswärtigen Handeln der Union zu stärken, aktiv zu 
unterstützen. " \r-
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